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Einleitung

Zur Informationsgewinnung in abgeschotteten Deliktsbereichen, die sich 
durch ein besonders hohes Maß an Konspirativität auszeichnen, bieten sich 
grundsätzlich zwei verschiedene Vorgehensweisen an.1 Zum einen kann der 
Staat seine Ermittlungen im Geheimen führen und versuchen, z. B. durch 
elektronische Überwachungsmaßnahmen oder den Einsatz verdeckter Ermitt-
ler von außen in das kriminelle Milieu einzudringen. Zum anderen kann ver-
sucht werden, auf Informationsquellen zuzugreifen, die selbst dem kriminel-
len Milieu entstammen. Ein Ansatz der internen Informationsbeschaffung 
besteht darin, Personen, die selbst an Straftaten beteiligt sind, Kompromisse 
hinsichtlich ihrer Bestrafung anzubieten, um sie auf diese Weise zur Mithilfe 
bei der Aufklärung oder Verhinderung von anderen Straftaten zu bewegen. 
Über die Legitimität eines derartigen Vorgehens wird nicht nur in der jünge-
ren kriminalpolitischen Diskussion, sondern bereits seit mehreren Jahrhun-
derten gestritten. Cesare Beccaria, der bedeutende italienische Rechtsphilo-
soph und Strafrechtsreformer sowie Begründer der klassischen Schule der 
Kriminologie, äußerte schon im Jahr 1764 Bedenken bezüglich der Praxis 
einiger Gerichte, dem Mittäter eines schweren Verbrechens für die Belastung 
seiner Komplizen Straflosigkeit zu versprechen.2 Dazu führte er aus: „Ein 
solches Auskunftsmittel hat seine Nachteile und Vorteile. Die Nachteile be-
stehen darin, dass die Nation den Verrat gutheißt, der verabscheuenswert 
noch unter den Verbrechern ist; denn die Verbrechen, die Mut erfordern, sind 
für eine Nation weniger verhängnisvoll als die aus Niedertracht begangenen, 
weil der Mut nicht häufig verkommt und ihm nur eine wohltätige und lenken-
de Kraft fehlt, die ihn mit dem öffentlichen Wohl in Übereinstimmung bräch-
te, weil zudem die Niedertracht verbreiteter und ansteckender ist und immer 
mehr in sich selbst verstrickt. Darüber hinaus verrät das Gericht die eigene 
Unsicherheit und die Schwäche des Gesetzes, das die Hilfe dessen sucht, der 
es verletzt.“3 Auf der anderen Seite sah Beccaria jedoch die Vorzüge einer 
gesetzlichen Regulierung der Problematik gegenüber einer Praxis vereinzel-
ter Absprachen: „Mir will scheinen, daß ein allgemeines Gesetz, das jedem 

1  Vgl. Jeßberger: Kooperation und Strafzumessung, S. 19 f.
2  Beccaria: Dei delitti e delle pene, S. 114 f. („Un tale spediente …“); zitiert nach 

der Übersetzung von Alff, S. 141; Middendorff ZStW 85 (1973), 1102, 1121; Bocker: 
Der Kronzeuge, S. 12.

3  Beccaria: Dei delitti e delle pene, S. 114 f. („Un tale spediente …“); zitiert nach 
der Übersetzung von Alff, S. 141.
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Mittäter, der ein Verbrechen aufdeckt, Straflosigkeit verspräche, einer beson-
deren Erklärung in einem einzelnen Falle vorzuziehen sei, weil so durch die 
gegenseitige Furcht, die ein jeder Mittäter hätte, nur sich selbst der Gefahr 
auszusetzen, den Zusammenschlüssen vorgebeugt würde; das Gericht würde 
nicht die Verbrecher übermütig machen, die sich in einem besonderen Falle 
um ihre Mithilfe gebeten sähen. Ein solches Gesetz sollte jedoch die Straflo-
sigkeit mit der Verbannung des Angebers verbinden.“4 

A. Gegenstand der Arbeit

Am 1.9.2009 trat das 43. Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches in 
Kraft. Kern des Änderungsgesetzes ist der neugeschaffene § 46b StGB, mit 
dem erstmals eine umfassende Regelung der Hilfe zur Aufklärung oder 
Verhinderung von Straftaten für sämtliche Straftäter der mittleren und 
schweren Kriminalität in das Strafzumessungsrecht integriert wurde. Diese 
Vorschrift ist Thema der vorliegenden Arbeit. Auch wenn § 46b StGB nach 
Aussage der Bundesregierung ganz bewusst nicht als zeitlich befristete „Er-
probungsvorschrift“ ausgestaltet wurde,5 handelt es sich bei seiner Einfüh-
rung um ein bislang einzigartiges Experiment. Zu Recht wurde die Norm 
daher auch als „Testballon mit noch unbekannter Flugrichtung“ bezeichnet, 
den man im Auge behalten müsse, „um im Absturzfall schnell reagieren zu 
können“.6 So war § 46b StGB bereits während des Gesetzgebungsverfahrens 
außerordentlich umstritten. Im Schrifttum wurde unter anderem kritisiert, 
das Vorgehen nach § 46b StGB kollidiere mit dem im deutschen Strafver-
fahren geltenden Legalitätsprinzip und weiche es in nicht mehr akzeptabler 
Weise auf.7 Andere bemängelten, die Vorschrift bedeute eine Abwendung 
vom Prinzip der schuldangemessenen Strafe.8 Darüber hinaus stoße sie auf 
Bedenken bezüglich des in Art. 3 Abs. 1 GG verbürgten Gleichheitssatzes.9 
Weitere Kritikpunkte betrafen den Bestimmtheitsgrundsatz,10 das Nemo-
tenetur-Prinzip,11 die mit der Auslobung einer Gratifikation verbundene 
Gefahr von Falschbelastungen,12 außerdem die Verlagerung des Verfahrens-

4  Beccaria: Dei delitti e delle pene, S. 115 („Sembrerebbemi che una legge gene-
rale  …“); zitiert nach der Übersetzung von Alff, S. 142.

5  BT-Drucks. 16 / 6268, S. 20.
6  Dann NJW-Editorial 34 / 2009, III.
7  Mushoff KritV 2007, 366, 374 f.
8  Saldit StV 2009, 375, 376.
9  Sahan / Berndt BB 2010, 647, 648.
10  Salditt StV 2009, 375, 376.
11  Salditt StV 2009, 375, 377.
12  Frank / Titz ZRP 2009, 137, 139.
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schwerpunktes in das polizeiliche Ermittlungsverfahren.13 Widerstand gegen 
die geplante Einführung regte sich jedoch nicht nur von Seiten der Literatur. 
Auch die Berufsverbände traten dem nach ihrer Ansicht „fragwürdigen 
Handel mit dem Verbrechen“14 mit überraschender Geschlossenheit entge-
gen: Der Deutsche Richterbund, der Deutsche Anwaltverein, die Bundes-
rechtsanwaltskammer sowie die Strafverteidigervereinigungen sprachen sich 
in einer gemeinsamen Erklärung gegen die geplante Änderung aus. Zu 
diesem Vorgehen sah man sich angesichts der Gefahren veranlasst, welche 
die Vorschrift für das rechtsstaatliche Strafverfahren mit sich bringe.15 

Ziel einer Untersuchung des § 46b StGB muss daher sein, zunächst die 
Voraussetzungen, Rechtsfolgen und Systematik des § 46b StGB eingehend 
zu beleuchten, um die Vorschrift anschließend auf ihre Vereinbarkeit mit 
strafprozessualen und verfassungsrechtlichen Prinzipien überprüfen zu kön-
nen. Darüber hinaus soll die Arbeit einen Einblick in die Rechtspraxis des 
§ 46b StGB gewähren und insbesondere klären, ob aus der Sicht von Prak-
tikern überhaupt ein Bedürfnis für, bzw. Bedenken gegen eine allgemeine 
Kronzeugenregelung bestehen. 

B. Gang der Untersuchung

Im 1.  Teil werden deshalb zunächst die historischen und europarecht
lichen Grundlagen dargelegt sowie Sinn und Zweck der Norm anhand der 
Gesetzesbegründung kurz erläutert. Anschließend werden im 2.  Teil aus-
führlich die Voraussetzungen und Rechtsfolgen des § 46b StGB untersucht. 
Darüber hinaus wird im 3. Teil das systematische Verhältnis der allgemeinen 
Kronzeugenregelungen zu anderen Vorschriften, insbesondere zu den be-
reichsspezifischen Kronzeugenregelungen und der Verständigung im Straf-
verfahren erörtert. Der 4. Teil befasst sich mit den rechtlichen Vorgaben für 
die Handhabung der Kronzeugenregelung durch die Strafverfolgungsbehör-
den und die Justiz. Berücksichtigt wird dabei unter anderem die Reichweite 
der Aussagepflicht des Ermittlungsgehilfen in der Hauptverhandlung sowie 
die Gewährleistung des effektiven Zeugenschutzes innerhalb und außerhalb 
des Strafverfahrens. Gegenstand des 5. Teils ist die Frage, ob und inwieweit 
§ 46b StGB auch im Jugendstrafrecht zur Anwendung kommen kann. An-

13  Fischer: StGB, § 46b Rn. 4b. 
14  Gemeinsame Erklärung des Deutschen Richterbundes, des Deutschen Anwalt-

vereins, der Bundesrechtsanwaltskammer und der Strafverteidigervereinigungen vom 
17.8.2006, S. 3.

15  Gemeinsame Stellungnahme des Deutschen Richterbundes, des Deutschen An-
waltvereins, der Bundesrechtsanwaltskammer und der Strafverteidigervereinigungen 
vom 17.8.2006, S. 2.
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